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lung:

Die Einführung einer Parkraumbewirtschaftung mit einer Parklizenz für Bewohner*innen (nach 
§ 45 der Straßenverkehrsordnung) ist an rechtliche Vorgaben geknüpft. So ist die Anordnung 
von Bewohnerparkvorrechten nur dort zulässig, wo mangels privater Stellflächen und auf 
Grund eines erheblichen allgemeinen Parkdrucks die Bewohner*innen des städtischen Quar-
tiers regelmäßig keine ausreichende Möglichkeit haben, in ortsüblich fußläufig zumutbarer Ent-
fernung von ihrer Wohnung einen Stellplatz für ihr Kraftfahrzeug zu finden (vgl. Verwaltungs-
vorschrift zur Straßenverkehrsordnung VwV-StVO).

Um Informationen bezüglich des Parkraumangebotes und der Nachfrage im ruhenden Verkehr
zu gewinnen, wurden im Jahr 2021 Erhebungen im Untersuchungsgebiet Romanstraße durch-
geführt. Das untersuchte Gebiet umfasste folgenden Umgriff: Nymphenburger Kanal, Lachner 
Straße, Nibelungenstraße, Romanplatz und Notburgastraße.
Die Erhebung zum Parkraumangebot ergab eine Auslastung von tagsüber knapp 80% (78,8%)
und in den Abendstunden von 70% (69,2%). Bei der Polizeiinspektion 42 liegen keine Erkennt-
nisse über vermehrtes verbotswidriges Parken im Bereich Rondell-Neuwittelsbach vor.
Längerfristig abgestellte Anhänger werden von der Polizeiinspektion im Rahmen der 
allgemeinen Verkehrsüberwachung erfasst, festgestellte Verstöße entsprechend geahndet.
Daher kann derzeit nicht von einem erheblichen allgemeinen Parkdruck für Bewohner*innen 
des Gebietes bzw. einem Parkplatzdefizit gesprochen werden, weshalb von einer Einrichtung 
eines Lizenzgebietes vorerst abzusehen ist. 
Allerdings bedingen möglicherweise das neu entstehende Parklizenzgebiet Apostelblöcke so-
wie weitere Planungen im Gebiet entlang der südlichen und nördlichen Auffahrtsallee eine An-
passung der Parkregelungen in dem Gebiet.
Derzeit sind wir dazu angehalten die Umsetzung der angeführten Planungen abzuwarten und 
die Auswirkungen in dem Gebiet zu überprüfen. Diesbezüglich befinden wir uns in engem Aus-
tausch mit dem zuständigen Bezirksausschuss 09.

Weiterhin ist anzumerken, dass aufgrund der gesetzlichen Vorgaben (Verwaltungsvorschrift 
zur Straßenverkehrsordnung VwV-StVO) Parkraummanagementgebiete eine Maximalausdeh-
nung von 1.000 m (Diagonale) nicht überschreiten dürfen, weshalb eine Ausweitung des Li-
zenzgebietes Rotkreuzplatz Süd nicht möglich wäre.

Die Grenzziehung zwischen zwei Parkraummanagementgebieten ist meist eine problemati-
sche Angelegenheit, vor allem, wenn die beiden Gebiete eine unterschiedliche Nutzungsstruk-
tur und damit unterschiedliche Parkraumnachfrage aufweisen. Aus diesem Grund werden, 
wenn möglich, Straßen als Grenzstraßen ausgewählt, die auch eine entsprechende Trennwir-
kung zwischen den Gebieten besitzen. Um die Situation für die Bewohnerinnen und Bewohner
in Grenznähe wenigstens etwas zu verbessern, wurde bereits zugelassen, dass entlang der 
Grenzstraßen an beiden Seiten geparkt werden kann.

Grundsätzlich steht der öffentliche Verkehrsgrund allen Verkehrsteilnehmer*innen zur 
Verfügung. 
Alle zugelassenen Fahrzeuge dürfen sowohl am fließenden als auch am ruhenden Verkehr – 
dem Parken – teilnehmen.



    

           
          

              
   

          
  

           
        

         
             

  

            
          

           
          

   

             
        

         

         

   

  




